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AmtUttzev Teil
Aufhebung der Zweigstelle Lörrach

der Staatsanwaltschaft Kretburg
Die Zweigstelle Lörrach der Staatsanwaltschaft Frei »

bürg wird auf den Zeitpunkt , an dem ihr bisheriger
Leiter den ihm übertragenen neuen Dienst als Leiter der
Staatsanwaltschaft Mosbach übernehmen wrrd, mit der
Hauptstelle Freiburg wieder vereinigt . Die Zweigstelle
Lörrach wurde im Jahre 1919 errichtet, um eine wirk¬
samere Bekämpfung des Schleichhandels und des
Schmugglerunwesens an der Grenze zu gewährleisten ;
ihre Geschäfte können nunmehr wieder von der Haupt¬
stelle aus besorgt werden . Die Aufhebung der Zweig¬
stelle bringt eine Ersparnis an persönlichen und sach¬
lichen Ausgaben mit sich .

Regievrmg mrd Gewevkithaften
Erklärungen Brünings und Stegerwalds

beim Empfang der Gewerkschaftsvertreter
Bei dem gemeldeten Empfang der Gewerkschaftsführer beim

Reichspräsidenten am Donnerstag gaben, den Blättern zu¬
folge , Reichskanzler Dr. Brüning und Reichsarbeitsminister
Stegerwald wichtige Erklärungen ab.

Stegerwald erklärte, er würde an dem Kern der Tarifver¬
träge, an dem Kern des Schlichtungswesens und an dem Kern
der Sozialversicherung während seiner Amtszeit nicht rütteln
laffen. Aber es gebe auf diesem Gebiete noch eine Anzahl
JnflationSerscheinungen und eine Anzahl Nnausgeglichenhei-
te«, die noch beseitigt werden mühten , und wo die Gewerk¬
schaften auch noch Konzessionen machen könnten. Den Vertre¬
tern der Arbeitgeber, die in den letzten Tagen von ihm ver¬
langt hätten , das staatliche Schlichtungswesen wenigstens vor¬
übergehend zu suspendieren, habe er geantwortet , daß er das
entschieden ablehne.

Reichskanzler Di. Brüning führte aus , daß die Regierung
die heutigen Verhandlungen mit den Gewerkschaftsvertretern
von sich aus weiter fortsetzen werde. Er wolle aber heute
schon gegenüber irreführenden Mitteilungen in der Öffent¬
lichkeit sagen, dah die Ermächtigung, die die Regierung in
dem neuen agrarpolitischen Gesetzentwurf vom Reichstag ver¬
lange, nicht so gedacht sei, dah die Regierung nun sofort
Zollerhöhungen durchzuführen beabsichtige ; vielmehr solle jede
eventuelle Zollerhöhung davon abhängig sein, dah die Land¬
wirtschaft zuvor gewiffe Bedingungen auf dem Gebiete der
Selbsthilfe erfülle, zum Beispiel auf dem Gebiet der Ratio¬
nalisierung , der Standardisierung , der Berkaufsorganisation
durch Ausbau des Genossenschaftswesens usw . Der Reichs -
«rnährungSminister habe erklärt , dah er der Landwirtschaft
für die Durchführung dieser Selbsthilfemahnahmen bestimmte
Termine fetzen werde , und erst nach Erfüllung dieser Bedin¬
gungen werde die Regierung sich bereit erklären , von der Er¬
mächtigung eventuell Gebrauch zu machen .

Der Reichspräsident schloß die Unterredung mit der Bemer¬
kung, dah er die Sorge der Gewerkschaften teile, daß er
gewih tun wolle, was in seinen Kräften stehe, zu helfen, und
dah er glaube, dah auch die Regierung ihrerseits das Not¬
wendige und Mögliche gleichfalls tun werde. Man dürfe aber
den Mut nicht verlieren !

Die Forderungen der Gewerkschaften
Für die Gewerkschaften sprach der Vorsitzende des Allg. Deut-
n Gewerkschaftsbunde», Theodor Leipart, der dem Reichspräsi¬

denten u. a. folgendes erklärte:
Bei aller Würdigung der schwierigen Lage anderer Berufs ,

schichten bleibt unbestreitbar, dah Not und Elend nirgend» so
h find, wie bei den fünf Millionen Erwerbslosen und deren

ilien. Nicht zuletzt in Auswirkung der die Kaufkraft verrin¬
gernden Lohnsenkung ist die Zahl der Arbeitslosen gestiegen. Die
Einstellung der von den deutschen Unternehmern getriebenen Lohn-
fenknnzSpollttk fei eine der ersten Voraussetzungen zur Gesun¬
dung der Wirtschaft und zur Beruhigung der deutschen Arbeit-
nehmer. Soweit der Abbau der Preise in Frage kommt, vollziehter sich langsamer als die Senkung der Löhne und Gehälter. Auf
weiten Gebieten ist ein Zurückgehen der Preise noch kaum sicht¬bar. Die Erhöhung des Verbrauchs bedingt eine kräftige Land¬
wirtschaft , deren Schutz aber innerhalb der Grenzen zu bleiben
hat, die von der Lebenshaltungder breiten Masse gezogen werden
müffen. Wir müsien aber darauf Hinweisen, dah die gegen¬
wärtig vorliegenden azrarpolittschen Pläne über diese Grenze weit
hinausgehen und abgelehnt werden müffen. Bis zur vollen Be¬
schäftigung des deutschen Produktionsapparates muh die Arbeits¬
zeit wesentlich verkürzt , möglichst auf regelmäßig 40 Stunden
wöchenllich gesenkt werden .Als eine unbedingteNotwendigkeitsehenwir die Erhaltung eines
rechtlich gesicherten Anspruches auf ein Extstenzminimum für die
arbeitslosen Volksgenossen an . Mit besonderem Nachdruck erlau¬
ben wir uns, die Aufmerksamkeit auf die Angriffe zu lenken, die
gegen die tarifvertragliche Regelung der Arbeitsverhältniffe das
Gchllchtungswefen einschl . der Berbindlicherklärung von Schieds¬
sprüchen und gegen die Sozialversicherung geführt werden . Die
deutsche Arbeitnehmerschaft kann und darf nicht dulden, dah ihr
Mitbestimmungsrecht bei der Gestaltung der Arbeitsverhältniffe
und das Anrecht auf gesetzlich gewährleisteten Schutz im Falle un¬
verschuldeter Leistungsunfähigkeit angetastet wird.

Letzte Nachrichten
Mv de« errrrovMrherr Svkeden
Kundgebungen französischer und deutscher

'
Intellektueller

WTB. B r r l i u . 27. Febr. (Tel.) 199 deutsche Schriftstel¬
ler, Künstler unb Gelehrte haben ans die französische
Kundgebung für ein friedliches Europa durch
eine deutsch » französische Brrständigung eine
Antwort erteilt, in der es «. a. heißt :

Wir haben mit tiefer Befriedigung vernommen, daß Sie ein
neues friedliches Europa wollen und seine Befriedung vorallem erstreben durch die Verständigung unserer beiden Länder .Wir glauben wie Sie , dah allein freie vertrage zwischen den
Völkern Europas ihre gemeinsame Zukunft sichern können .Mit ganz besonderer Freude nehmen wir die Erklärung der
französischen Intellektuellen entgegen, dah sie die Aktion gegendie Kriegsführer in ihrem Lande begonnen haben. Wir wer¬den den gleichen Kampf auch in unserem Lande aufnehmen .Dem deutschen Volke find seelische und materielle Lasten auf¬gebürdet, die wir als untragbar ansehen. Wir sprechen dies
nicht aus , um die Leiden der Völker gegeneinander zu errech¬nen, sondern um die Grundlage zu einer wahren Versöhnung
zu beginnen.

Nach unserer Meinung muh die deutsch-französische Gemein¬
schaft das nächste Ziel sein , auf das wir unsere Anstrengungen
zu richten haben. Wir laden die französischen Intellektuellenein, mit uns offen und rückhaltlos die Mittel zu beraten ,
durch die wir zum wirklichen Ausgleich und zum endgültige»
Frieden kommen können . Bilden Sie mit uns ein Forum von
wirklicher geistiger Furchtlosigkeit . Treten Sie mit uns zu¬sammen, damit wir gemeinsam unserer Devise dienen können.

Diese Antwort der deutschen Intellektuellen auf das fran -e e Manifest haben u. a. unterzeichnet: Martin Andersen-Viktor Barnowflh, Prof . Georg Bernhard , Rudolf Bin »
ding» Prof . Alois Brandt , Theodor Däubler , Leon Feucht-
wanger , Leonhard Frank, Bernhard Kellermann, HeinrichMann , Thomas Mann , Walter von Molo , Schaffner , Wil¬
helm von Molo, Adele Schreiber, M.d.R., Karl Stern , Stucken,Oskar Stern -Rubarth , Klara Viebig , Jakob Ostermann , LeoWeismantel , Theodor Wolff, von Zobeltitz , Karl Zuckmayer »Arnold Zweig.

Ole Slotterrvevhandlungen
WTB . Rom, 27. Febr . (Tel .) Die englischen und italieni¬

schen Sachverständigen traten heute vormittag um 9.15 Uhr im
Palazzo Chigi zu einer Besprechung zusammen. Um 10 Uhrhatte außerdem der italienische Außenminister Grandi mit
Henderson eine Unterredung.

*
WTB . Rom, 27. Febr. (Tel .) In hiesigen englischen Krei¬

sen soll das Gerücht im Umlauf sein , daß sich zwischen dem
Flottensachverständigen des Foreign Office . Eraigie , und den
übrigen Mitgliedern der englischen Delegation gewiffe Mel-
nungsverfchiedenheiten ergeben hätten . Die Delegation soll
festgestellt haben, daß Cragie bei der Berechnung der Ziffernder französischen Tonnage allzu entgegenkommend gewesen
sei.

Die « ustegung von Ausländsanleihen
i« Amerika

WTB. Washington , 27. Febr. (Tel. ) Der Senat nahm den
Antrag des demokratischen Senawrs Glaß (Virginia ) an , dahdas Staatsdepartement sich bei der Anflegnn , von Ausländs¬
anleihen jeder Art von Stellungnahme z« enthalten Hab«.

Die Opfer der Stürme im Schwarze« Meer
WTB . Bukarest, 27. Febr. (Tel.) Im Schwarzen Meer

herrschen seit einigen Tagen katastrophale Stürme , denen
mehrere Dampfer und zahlreiche Menschenleben zum Opferfielen. Der britische Tankdampfer „Wielfield" strandete inder Nähe der türkischen Gewäffer. Der britische Dampfer
„Trevian ", der die SOS -Rufe des gestrandeten „Wielfield"
auffing , versuchte , ihm zu Hilfe zu kommen , wurde aber wäh¬rend der Rettungsaktion selbst gegen eine Klippe geworfen.Beide Dampfer sind verloren. Bier Mann von der „Wielfield"
sind über Bord gespült worden und ertranken . Schließlich
vermochte der norwegische Dampfer „Raina " zu Hilfe zukommen und den Rest der Bemannung zu retten . Desglei¬
chen strandete der deutsche Dampfer „Ceres", der sich miteiner Getreideladung auf der Fahrt von Rußland nach Eon-
stanza befand. Mehrere Schiffe sind zu seiner Rettung aus¬
gefahren. Trotz der Schwierigkeit der Rettungsarbeiten hältman die „Ceres" nicht für verloren. Von verschiedenen .Häfendes Schwarzen Meeres wird der Untergang einer großen An¬
zahl von Küstenfahrern und Seglern gemeldet.

Eintreffen des deutschen Gesandte« in Warschau . Der »eu-
ernannte deutsche Gesandte in Warschau , von Moltke , ist heute,Freitag , vormittag dort eingetroffen.

Die deutschen Arbeitnehmer haben seither stärkste Opfer ge¬bracht. Sie müssen es aber als dem Gesamtwohl widersprechend
ablehnen , im Mißverhältnis zu anderen Volksschichten über ihreKraft hinaus mit den Folgen der Wirtschaftstrisis belastet zuwerden.

wivtstsiaftliche Umschau
Öffentliche Bauten und Arbeitsmarkt — Tne Löhne i«
der Rheinschiffahrt — Die Schweiz und die Kapitalflucht

Immer wieder ist auf die Bedeutung öffentlicher Ar¬
beiten produktiven Charakters für das Wirtscliaftsleben
und den Arbeitsmarkt unseres Grenzlandes Baden hin¬
gewiesen und dabei u. a. die Fortführung der Elektrifi¬
zierung der Bahnen auf badischem Boden verlangt wor¬
den. Hier wird außerdem der Reichtum Badens an wei¬
teren ausbauwürdigen Wasserkräften unterstrichen , wo¬
durch die Strombelieferung der Bahnen gesichert wird.

Ab Mai soll auf der süddeutschen Ostwestlinie die Strecke
München—Augsburg in elektrischen Bollbetrieb genom¬
men werden , nachdem die Züge Salzburg —München schon
seit mehr als zwei Jahren elektrisch fahren. Zunächst ist
die Fortführung der Elektrifizierung von Augsburg über
Ulm bis Stuttgart gesichert (während über die Finan¬
zierung der weiteren Arbeiten nach Baden zu bis
Karlsruhe und Bruchsal noch verhandelt wird) . Der
Auftrag zur Elektrifizierung der Strecke Augsburg-
Stuttgart wird von der Reichsbahnverwaltung an ein
Konsortium der Elektroindustrie vergeben. Dieses Kon¬
sortium Siemens , A.E .G . , Bergmann , Brown Boveri
beschafft zur Finanzierung der Arbeiten einen 50-Mil -
lionen -Kredit , wobei das Reich die Bauzinsen solange
übernehmen wird , bis sich die Rentabilität der elektrifi¬
zierten Strecke ergibt . Die Kreditverhandlungen mit der
Schweizerischen Kreditanstalt , der Stockholmer Enskil -
bank und dem amerikanischen Bankhaus Marburg & Co.,
wobei auch deutsche Bankhäuser Mitarbeiten sind zur
Zeit im Gang . Die Auszahlung soll in Raten er¬
folgen , die sich wohl dem Fortgang der Arbeiten an-
passen werden . Diese Arbeiten können nun hoffent¬
lich demnächst beginnen , und es heißt auch , daß sie
bis 1932 vollendet sein sollen, so daß dann die elettrische
Zugförderung von Stuttgart bis Salzburg durchgeführtwäre . Dringend zu wünschen ist , daß die Verhandlungen
und Prüfungen zur Fortführung der Elektrifizierung
auf badischem Boden auch bald positive Resultate zeitigen.

Die Rheinregulierung ist ja nun im Gang und wird
in steigendem Maß Arbeitskräfte beschäftigen . Nicht so
bedeuffam für den badischen Arbeitsmarkt wird die
Mainkanalisierung sein, die ja demnächst nun auch badi¬
sches Gebiet berührt , und den badischen Städten Freu-
denberg und Wertheim den Anschluß an die Großschiff¬
fahrt bringen wird . Gegenwärtig sind Bemühungen im
Gange , das Kapital für die neue Mainstaustufe Erla-
brunn , die fünfte oberhalb Aschaffenburg, aufzubringen.
Dies geschieht im Einvernehmen mit dem Reich und
Bayern durch die Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Ar¬
beiten AG . in Berlin . Es handelt sich um 2y 2 Millionen
Reichsmark. Bis Würzburg , das 1937 erreicht werden
soll, werden ab Aschaffenburg im ganzen 13, also noch
8 Staustufen notwendig sein.

Gewiß ist die Rentabilität der Kanalbauten heute um¬
stritten . wozu noch kommt, daß die unterhalb liegenden
Häfen , was bei der Neckarkanalisierunginsbesondere für
die badischen Häfen Mannheim und Heidelberg gilt ,
Nachteile von der Verlegung des UmWags nach ober¬
halb gelegenen Plätzen zu erwarten haben . Die Neckar¬
kanalisierung soll bekanntlich zunächst bis Heilbronn
durchgeführt werden , während die Erreichung Stutt¬
garts noch in der Ferne liegt . Hier sind in der letzten
Zeit eine Reihe von Arbeiten (die Staustufen Rockenau
und Hirschhorn und der Neckardurchstich in Heilbronn) an
Tiefbaufirmen und Maschinenbaufirmen (u. a> werden
Vatter , Mannheim , und Brown Boveri , Mannheim , be¬
teiligt sein) vergeben worden. Dabei handelt es sich um
Beträge von 26 Mill . Reichsmark.

*
Die Verhandlungen über die Neuregelung der Löhne

und der Arbeitsbedingungen in der Rheinschiffahrt sind
wiederum ergebnislos verlaufen . Während die Reeder
eine lOprozentige Lohnkürzung in Anbetracht der Kon¬
kurrenz der mit billigeren Selbstkosten auf dem Rhein
fahrenden ausländischen Flaggen gefordert hatten, war
seinerzeit auf Grund eines Schiedsspruches in freier Ver¬
einbarung eine Lohnsenkung um 7 Proz . ausgemacht
worden , die jedoch die Reeder nicht als ausreichend be-
zeichneten» weshalb dieses Abkommen zum 31 . März er¬
neut gekündigt wurde . Die Folge der zu hohen Löhne ist
bereits seit Jahren eine Abwanderung von Teilen der

Mit der Beilage : Amtliche Niederschrift über die 23 . öffentliche Sitzung der Verhandlungen des Badischen Landtags
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deutschen Rheinschiffahrt in das Ausland , so daß jetzt der' deutsche Sinflutz auf die hollündifche Rheinschiffahrt auf
zirka 40 Proz . der Tonnage , auf die schweizerische Rhein-
fchiffahrt sogar auf 80 Proz . veranschlagt wird , während
die Beteiligung deutschen Kapitals an französischen und
belgischen Reedereien nur ganz gering ist. Die Neubauten
wurden bisher von ausländischen, namentlich holländi¬
schen Tochterreedereienbestellt und zu niedrigeren Löhnen,
Sozialabgaben und Steuern , auch größtenteils mit hol¬
ländischem Personal in Dienst gestellt . Diese Erscheinung,
gegen die es rechtlich keine Mittel gibt, ist natürlich im
Interesse der deutschen Volkswirtschaft schon im,,Hinblick
auf die Lohn- und Steuerausfälle außerordentlich zu be¬
dauern . Die Reeder haben außerdem noch andere Mög¬
lichkeiten, wie durch Vermietung ihres Schiffsraumes
an ausländische Reedereien die Lohnforderungen des Per¬
sonals zu bekämpfen , so daß nicht einmal ein Wechsel der
Flagge stattzufinden braucht. Von Arbeitgeberseite wird
das als Politik der Selbsterhaltung bezeichnet, wobei
allerdings darauf hinzuweisen ist, daß sich die deutschen
Reedereien so z. T . die „ausländische Konkurrenz" selbst
schaffen, und sich dann eigentlich nicht mehr darüber be¬
klagen können . Es wäre dringend zu wünschen , daß durch
verständnisvollere Zusammenarbeit als bisher , auch mit
den zuständigen staatlichenStellen , für die deutsche Rhein¬
schiffahrt ein Selbstkostenniveau geschaffen wird, das
nicht nur neue Verluste an öffentlichen Einnahmen und
Löhnen für die deutsche Volkswirtschaft verhindert , son¬
dern allmählich auch wieder eine Repartierung des deut¬
schen unter ausländischen Flaggen arbeitenden Kapitals
änbahnt . *

Wir wären in Deutschland mit unseren 3 Millionen Ar¬
beitslosen froh, wenn wir die Sorgen der Schweiz hät-
ten , mag sie auch gleichfalls unter der Weltwirtschaftskrise
leiden. Die Schweiz kann ihr als kapitalreiches Land von
vornherein viel besser begegnen als wir . Sie muß sich
dabei allerdings auch den Kops zerbrechen , wie sie die da¬
durch freiwerdenden Jnlandskapitalien anlegt , was des¬
halb nicht so einfach ist , weil auch die schweizerischen Bank¬
institute außerdem gewaltige Summen nicht nur aus
Deutschland, sondern u. a. aus steuerlichen Gründen auch
aus England geflüchteten Auslandskapitäls zu verwalten
haben. ■ Am wenigsten Arbeit machen hier natürlich die
Wertpapiere , denn das Couponabschneidenund die Be¬
achtung der Termine , sind einfache banktechnische Aufga¬
ben , die obendrein noch ganz schöne die deutsche Zahlungs¬
bilanz natürlich noch weiter verschlechternde Einnahmen
bringen . Auch bestehen hier bei plötzlichem Abruf keiner¬
lei Gefahren und Schwierigkeiten für die Bankinstitute,während in den besonders gegründeten Schweizerischen
Holdiggesellschaften ja auch das Ausland entsprechenden
Einfluß besitzt . Anders ist das mit den nach der Schweiz
geflüchteten baren Depositen, die zwar sehr niedrig ver-* zinst werden, aber doch irgendwie angelegt werden müs¬
sen . Wir wissen, daß diese Gelder z . T . als hochverzins¬
liche Leihgelder des Auslandes wieder nach Deutschland
gehen , wobei die Differenz, aber auch das Risiko den
Schweizern bleiben.

Dieser Tage hat der Leiter der Schweizerischen Kredit¬
anstalt in Zürich, Or. Bindschedler , sich zu diesem Thema
geäußert . Die Aufblähung der Depositeneinlagen, die
Erhöhung des Geldumlaufs und die Senkung der aus¬
ländischen Devisenkurse , mache sich im Währungssystem
der Schweiz natürlich bemerkbar. Die schweizerischen In¬
stitute, die ihr Kreditgeschäft dadurch immer mehr aus¬
dehnen müssen , seien sich der Gefahren bewußt, die darin
liegen, daß der Zustrom unmöglich von Dauer sein und
eines Tages ein kräftiger Abstrom einsetzen könne . Aus
diesem Grund sei es auch nicht möglich , durch Erhöhungdes Eigenkapitals ein entsprechendes und eigentlich nor¬males Verhältnis zum Fremdkapital Herstellen, denn man
müsse auf die Unzuverlässigkeit des kurzfristigen Aus¬
landskapitals Rücksicht nehmen. Im übrigen seien krisen¬
hafte Zuspitzungen bei einer Zurückziehung der Gelder
aber nicht zu befürchten , da die Schweizerischen Institute
diese Möglichkeit ständig im Auge behielten und nichtnur der Gold- und Devisenbestandder Notenbanken, son¬dern auch der Privatbanken außerordentlich groß sei,
wozu noch die großen schweizerischen Guthaben im Aus¬
land, u. a. in Frankreich und Amerika kämen .

Natürlich handelt es sich hier vornehmlich um den
Standpunkt eines schweizerischenBankleiters , derübrigens ,was. nicht verwunderlich ist , bemüht ist, dauernde Füh¬
lung mit deutschen Finanz , und Wirtschaftskreisenzu hal¬ten. Vom Standpunkt der rein volkswirtschaftlich orien¬
tierten schweizerischenKreise werden aber weiter Bedenken
gegen die Überschwemmung der Schweiz mit geflüchtetem
ausländischemKapital geäußert , wobei auf das Ungesunde
dieser Verhältnisse und die Gefahr von Rückschlägen hinge¬
wiesen wird. Es zeigt sich jetzt u . a . eine Strömung gegendie Ausländern zugebilligten Steuererleichterungen in
einzelnen Kantonen wie. in Glarus . Dort sollen nun er¬
hebliche Steuernachzahlungen erhoben werden, ein Vor¬
haben , das deutscherseits eigentlich nur zu begrüßenwäre, weil es sich gegen die Kapitalflucht richtet . %*

Ein Bergmann wurde im unterirdischen Betriebe der GrubeMaria bei Aachen dabei angetroffen , als er beim Besetzen derBohrlöcher versuchte , Sprengstoff auf die Gleise zu streuen.Der ,Mann wurde verhaftet . Wie es heißt, soll eine Schachtelmit Sprengstoff gefunden worden sein , die mehrere Tage ineinem Versteck gelegen habe .
Drei mit Pistolen bewaffnete Räuber drangen in New Aork ineinen SchönheitSsalon ein , in dem ein Dutzend Damen in Be¬

handlung waren, bemächtigten sich der Schmucksachen der Damen
sowie des Inhaltes der Kasse und flüchteten . Ihre Beute beläuftsich auf ungefähr 3008 Dollars . . , ,

Lwfthltrtz dev Älseaevebatte
Reichstagspause bis Montag

Die zweite Beratung des Haushalts für Ernährung und
Landwirtschaft ist in der Donnerstagsitzung des Reichstags zuEnde geführt worden. Die Abstimmungen sollen aber erstam Dienstag erfolgen.

In der Aussprache am Donnerstag kam , wie schon gemeldet,von den Regierungsparteien noch der Führer der Staatspar¬tei, Abg . Df. Weber, zum Wort, der ausführte , seine Freundewollten tatkräftig an der Rettung der Landwirtschaft mitarbei -ten, aber die Bahnen der bisherigen Handelsvertragspolitikwürden sie nicht verlassen. Sie seien auch Gegner der Maß¬nahmen zur Stützung der Getreidewirtschaft und sähen die
Hilfe in der Umstellung zur Veredelungsproduktion.

Die Mehrheit, die sich am Donnerstag durch das Fehlen der
Deutschnationalen und Nationalsozialisten im Ausschuß für die
Wiedereinführung des zollfreien Gefrierfleischkontingents er¬geben hat. übte ihren Einfluß auch auf den Fortgang derAussprache im Plenum . Der Landvolkabgeordnete Schlange,der jahrelang der ausgesprochene Wortführer des Landbundesin beiden Parlamenten war . klagte die Deutschnationalen an ,sie ließen durch ihr Fernbleiben vom Kampffeld des Reichstagsdie Landwirte im Stich. Auf diesen Ton waren auch dieReden aus den anderen landwirtschaftsfreundlichen Parteiengestimmt.

Reichsminister Dr. Schiele griff erneut in die Debatte ein.Dabei richtete er einen scharfen Appell an die Deutschnatio¬nalen , die durch ihr Ausscheiden aus der Regierung sich der
Möglichkeit beraubt hätten , die gegen landwirtschaftlicheInteressen verstoßenden Handelsverträge rechtzeitig anders zugestalten. „Den Herren , die aus dem Sitzungssaal auf dieTribüne gestiegen sind "

, sagte der Minister , „möchte ich zu -
rufen : Laßt es jetzt gut sein , Seni , komm herab , Macht undKampf regiert die Stunde der deutschen Landwirtschaft."Der Minister wandte sich gegen den Ausschutzbeschlutz undmeinte , in der jetzigen Zeit der deutschen Viehüberproduk¬tion lasse sich die Wiedereinführung des zollfreien Gefrier¬fleischkontingentesnicht verantworten . Der Minister kündigteweiter durchgreifende Maßnahmen zur Verminderung der
hohen Zinsspanne bei den Krediten an die Landwirtschaft an.Er stimmte auch den für eine bessere Regelung des Verbrauchsgegebenen Anregungen zu und erklärte , daß er einen Ernäh¬rungsausschuß im Ministerium einrichten werds.

Der Freitag und Samstag dieser Woche sollen sitzungsfreibleiben.
In der nächsten Sitzung, die Montag 3 Nhr stattfindet , stehtder Haushalt des Reichsinnenministeriums auf der Tagesord¬nung .

Ä«s dem KekhSvat
Der Reichsrat hielt am Donnerstag unter dem Vorsitz des

Reichsfinanzministers Dr. Dietrich eine öffentliche Vollsitzung abund beschäftigte sich mit einem Ergänzungshaushalt zum Reichs¬etat für 1931.
Die Mehreinnahmen von der Tabakbelastung sollen nicht 170,sondern 200 Millionen betragen . Diesem Mehr von 33 Millionen

Reichsmark sollen aber schätzungsweise ebensoviel Ausgaben zur
Unterstützung der geschädigten Kreise gegenüberstehen . Im übri¬
gen enthält der Ergänzungshaushalt eine Reihe kleinerer Ände¬
rungen, die sich gegenseitig ausgleichen, im Gesamtbetrags vonetwas über 5 Millionen, u . a. für den Kupferfchieferbergbau der
Mansfeld A. -G. 3 WO 000 Mi .

Zur Deckung der Mehrausgaben werden in Höhe von 5 Millionen
die Polizeizuschüsse an die Länder gestrichen. Die Reichsregierung
hat sich verpflichtet , die Zuschüsse bis zum Jahre 1934 zu zahlen .Der Reichsrat stimmte dem Ergänzungshaushalt mit den vom
Ausschuß beschlossenen Änderungen zu .- Von der Annahme der Novelle zum Prozrßgesetz durch den
Reichstag nahm der Reichsrat Kenntnis, ohne Einspruch zu er¬
heben . Thüringen und Braunschweig enthielten sich jedoch der
Stimme .

Dann genehmigte der Reichsrat eine Verordnung über die Er¬
sparnisse in der Finanzstatistik . Die Regierung hatte vorgeschlagen,
Erhebungen über die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden
nur alle drei Jahre vorzunehmen . Der Reichsrat beschloß statt
dessen alljährliche Erhebungen, doch soll aus Ersparnisgründendie Ausarbeitung des Materials nur in den dringendsten Fällen
erfolgen . 100 000 Mt Zuschüsse für die Länder zur Durchführungder Statistik auch in den Zwischenjahren wurden in den Ergän¬
zungsetat eingestellt. Trotzdem enthielten sich die Länder Bayernund Baden der Stimme , weil die Kostenregelung sie nicht befrie¬
digte.

Rerrhsvegrevung und Deutscknationale
Wie die „DAZ .

" berichtet , hat zwischen der deutschnationa¬len Reichstagsfraktion und der Reichsregierung eine Füh¬
lungnahme über die Möglichkeiten einer Rückkehr der Fraktionin den Reichstag stattgefunden. Hierbei soll der Vorschlag ge¬
macht worden sein , die Reichsregierung möge dafür sorgen,daß der Reichstag seine Beratungen für eine Woche unter¬
breche. Dieser Vorschlag soll aber auf beiden Seiten bisher
wenig Gegenliebe gefunden haben.

*
Hugrnberg hielt am Donnerstag in Hannover eine Rede ,in der er u . a . erklärte, der Glaube an einen Mittelweg werde

Brünings Verhängnis sein , falls er ihn wirklich haben sollte .Um mit der Sozialdemokratie regieren zu können, verlangeman , daß die Rechte gehorsam zu Hilfe komme , wenn man
selbst mit der Sozialdemokratie nicht mehr fertig werden könne .Wenn Brüning wolle, könne man innerhalb weniger Wocheneine Rechtsregierung haben. Der Redner schloß: „Wir habenkeine Sehnsucht nach Ministeftesseln. Ein Vergnügen wird
das nicht sein . Rettende Arbeit ist das, worauf es ankommt.Es wäre eine Verleumdung , wenn jemand dem Reichspräsiden¬ten erzählt haben sollte , daß wir sie nicht leisten wollten."

flehte cEfteottif
Der praktische Arzt Dr.

"
Friedrich Wolf in Stuttgart ist bisher

noch nicht aus der Untersuchungshaft entlassen worden , da er die
verlangte Kaution von 25 000 Mt nicht hinterlegt hat. Seine Ver¬
teidiger erklärten dazu , daß sie Haftprüfungstermin beantragt
haben , in dem sie Nachweisen wollen , daß Dr. Wolf auch ohne
Kautionsstellung aus der Haft entlasten werden müßte, da nach
seiner und seiner Verteidiger Ansicht ein strafbares Delikt nicht
vorliege.

Heute, Freitagmorgen stieß auf dem Bahnhof Hildburghausenein Güterzug auf einen haltenden Güterzug auf, wobei 23 Wagen
entgleisten. Lokomotivführer und Heizer des auffahrenden Zugeswurden leicht verletzt. Der durchgehende Zugverkehr dürfte bis
zum Abend wiederhergestellt sein.

Wegen der Ausschreitungen am kommunistischen „Weltkampftag"hatten sich am Donnerstag mehrere Personen in Berlin vor dem
Schneürichter zu verantworten. Der Erwerbslose Pattke erhieltsieben Wochen Gefängnis, der Erwerbslose Hanisch wegen Wider¬
standes bei der Sittieoung S Wochen Gefängnis.

WTB . Friedrichshofen, 27. Febr . (Tel .)Zeppelin" ist während der Wintermonate in der Sulschrfftverst gründlich überholt worden. Die Fahrtleitung teSlntt damit , daß das Luftschiff, bei dem übrigens keine Andelrung vorgenommen wurde, in der zweiten Hälfte de« Mo« , »,März wieder startbereit sein wird, so daß die ersten Wert,ftattenfahrten voraussichtlich am 28. März begonnen werden

tae Kachrkhteu
Der Auswärtige Ausschuß des Reichstags hielt am Donners -tag eine Sitzung ab, in der u . a. der « ertrag mtt Österreich übe»Sozialversicherung genehmigt wurde . Ministerialdirektor Grieß«vom Reichsarbeitsministeriummachte Ausführungen über die B«.deutung des Sozialversicherungsabkommens mit Österreich , da»der erste Vertrag dieser Art sei.
Der deutsch-polnische Handelsvertrag. Der Auswärtige Aus»schuß des polnischen Sejms hat mit allen gegen achs Stimmest

'
der Ratifizierung des Handelsvertrages zugestimmt.Das Reichschrenmal zu Ostern fertig. Die Schinkelwache i»Berlin , Unter den Linden , wird bekanntlich zur Zeit umgebaut,da hier das Reichsehrenmalnach dem Entwurf von Prof . Tesseno»Platz finden soll . Die Bauarbeiten sollen so beschleunigt werden ,daß mit der Einweihung der Gedächtnisstätte für die Toten de»Weltkrieges zu Ostern zu rechnen sein dürfte.Dir Gemahlin des ehemaligen Kaisers in Potsdam . DieGemahlin des ehemaligen deutschen Kaisers , die sich zur Zeitin Deutschland aushält , legte in Potsdam einen Kranz amSarkophag der verstorbenen Kaiserin Auguste Viktoria nieder.Bersammlungsverbot in Stuttgart . Der Stuttgarter Polizei.Präsident hat wegen der Ausschreitungen und Gewälttätigkeitender letzten Tage mit sofortiger Wirkung bis einschließlich 8. Aprild. I . Versammlungen und Umzüge jeder Art unter fteiemHimmel verboten .

Oliver Baldwin tritt aus der Labour-Party aus . Oliver Bald-Win , der Sohn des bekannten Führers der englischen Konserva »üven, erklärte seinen Austritt aus der Arbeiterpartei und kün.digte an» daß er in Zukunft als Unabhängiger auftreten werde.Seinen Schrift begründete er mit der „vollständigen Energielosig¬keit" der Arbeiterrcgierung. Baldwins Austritt ist der dritteAustritt aus der Arbeiterpartei seit Beginn der sogenannten„Mosley-Revoltc " .
Die Zeitung „Newhork World" ist nach mehrtägigen Verhand¬lungen an das Zeitungssyndikat Scripps -Howard für fünf Mil¬lionen verkauft worden .

Badttthev Landtag
(26. Sitzung . )

DZ . Karlsruhe , 26. Februar . -
Eingegangen ist ein Gesuch des Verbandes badischer Gemein¬den zum Gesetzentwurf über die Feldbereinigung.
In der Nachmittagssitzung wird zunächst der

Initiativantrag zum Finanzgesetz
verabschiedet .

Danach bedürfen Befchlüffe des Landtags » die eine Erhö¬hung der Ausgabeposten oder eine Verminderung der Ein¬nahmeposten bringen , zu ihrer Rechtswirksamkeit gleichzeitigder Regelung der Deckungsfrage für die entstehenden Aus¬fälle.
Abg . Dr. Baunigartner (Zentr .) , als stellvertretender Vorsit¬zender des Haushaltsausschusses und Berichterstatter , empfiehltdie Annahme des Initiativantrages . Es sollen alle Störun¬gen des unter äußerster Sparsamkeit bewirkten Etatsausgleichsvermieden werden.
Abg . Dr. Mattes (D . Vp . ) wünscht , daß derartige Sicherun¬gen zu gegebener Zeit noch stärker verankert werden. Er freutsich, daß man der Anregung der Bolkspartei, wenn auch etwasspät, gefolgt sei.
Abg . Lechleiter (Komm .) lehnt das Jnitiativgesetz ab, das sichnur gegen unangenehme Oppositionsanträge richte .

Finanzminister Dr. Schmitt
kündigt an , daß er nach Ostern eine Hanshaltsordnung tbor-legen werde. 1

Der Antrag wird sodann in beiden Lesungen mit allen ge¬gen 12 Stimmen (Nationalsozialisten , Deutschnationale, Kom¬munisten sowie die Abgeordneten Hermann und Hagin vonder Wirtschafts- ' und Bauernpartei ) angenommen.
Es folgt der Bericht des Abg . Dr. Hoffman« (Zentr .) überden naftonalsozialistischen Antrag , betr .

Heraufsehung der Stimmenzahl für ein Mandatbei den badischen Landtagswahlen
Der Antrag will, daß die Stimmenzahl von 10 000 auf20 000 erhöht und in einem diesbezüglichen Gesetzentwurf diesofortige Auflösung des Landtags vorgesehen wird.Der Rechtspflegeausschuß beantragt , dem obengenanntenAntrag die Zustimmung zu versagen.
Abg. Köhler (NatSoz .) begründet den Antrag seiner Frak¬tion.
Abg . Dr. Baumgartner (Ztr .) erklärt sich mit der Tendenzeinverstanden. Schon im Jahre 1924 sei das Zentrum füreine Herabsetzung und Fixierung der Mandatszahl eingetre¬ten. Der Landtag könne , so fährt der Redner fort , sich selbstnicht auflösen. Es bedürfe dazu der Volksabstimmung, deren

Kosten 2—300000 Reichsmark betragen würden . An der Ver¬fassung vermöge der Landtag auch formell und redaktionellnicht das Geringste zu ändern .
Abg. Reinbold (Soz .) steht einer Erhöhung der Stimmen¬zahl nicht unsympathisch gegenüber, verweist aber auf den

langwierigen Weg der Verfassungsänderung . Der Widerstandgegen eine Verringerung der Mandatszahl finde sich im übri¬
gen nicht bei den großen Parteien , die immer im Landtagvertreten sein würden , sondern bei denen, die nur wenige Ab¬
geordnete entsenden.

Abg . Hilbert (Bauernp .) ist für eineFixierung der Zahl der
Abgeordneten auf 60 bis 70. Bei einer allzu starken Reduzie¬rung der Mandatsziffer wäre allerdings das flache Land der
Leidtragende. Wir hätten gewünscht , daß der erste Antragdes Berichterstatters , den Antrag der Regierung als Material
zu überweisen, Annahme gefunden hätte . Wir werden Stimm¬
enthaltung üben.

Abg . Lcchleitrr (Komm.) lehnt den Antrag ab.
Abg. Dr. Wolfhard (Staatsp .) ist der Auffassung, daß die

Tage des Landtags gezählt seien . Die Erzbergersche Finanz¬reform habe den Ländern das Rückgrat genommen. Daß mandie Auflösung des Landtags an die Vornahme einer Volks¬
abstimmung knüpfte, sei ein Fehler gewesen , über den man
jetzt nicht hinwegkomme .

fl



- Staatspräsident uu» Juurnminrster Witte mann
würde an sich eine Heraufsetzung der Wahlziffer von 10 OM- «uf SO OM begrüßen . Er muß hinsichtlich der Landtagsauf .
lSsung gleichfalls auf die unabänderlichen Bestimmungen der« erfafsung verweisen.

» Kg : bd- Mattes (D . Vp . ) ist dafür , daß zuerst einmal die
reichsgesetzluhen Schwierigkeiten beseitigt werden, wie sie zum
Beispiek der Heraufsetzung des Wahlalters entgegenstehen. Auf
diesem Wege würde die Abgeordnetenzahl sicher erheblich ver¬
ringert werden. Das Proporzsystem gehörte überhaupt geän¬dert, da es am meisten zur politischen Zersplitterung beige¬
tragen habe .

Nach dem Schlußwort des Abg . Köhler wird der national¬
sozialistische Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt.

Auf der Tagesordnung stehen sodann die Anträge der Abg .
Lechleiter (Komm.) und Dr. Wolfhard (Staatsp . ) , sowie die Ge-
suche des Ortskartells Mannheim des Deutschen Beamten -
Hundes, der Arbeitsgemeinschaft badischer Stadtlehrer , Orts -
gruppe Mannheim sowie des Badischen Beamtenbundes , des
Badischen Lehrervereins , des Landesverbandes Baden des
Reichsbundes der höheren Beamten und des Verbandes der
Polizeibeamten Badens . Sie alle wenden sich gegen den
Abbau der örtlichen Svnderzuschläge für die

badischen Landesbeamten in Mannheim
Im Ausschuß hat der Finanzminister darauf hingewiesen,

- aß auch das Reich die Sonderzuschläge beseitigen wolle . Folgte
man den vorgetragenen Wünschen , so würde das für die ba¬
dische Staatskasse einen Ausfall von rund einer halben Million
bedeuten.

Der Ausschuß beantragt , den obengenannten Anträgen die
Zustimmung zu versagen und über die erwähnten Gesuche zur
Tagesordnung überzngehe«.

Weitere Anträge der Kommunisten protestieren gegen
die Gehaltskürzung

für die unteren und mittleren Beamtengruppen , stellen eine
Reihe gehallspolitischer Forderungen auf und wünschen ein
Dienst- und Besoldungsrecht auch für die badischen Staats¬
angestellten.

Der Haushaltsausschuß beantragt die Ablehnung.
Gesuche des ReichSverbandes der Büroangestellten und des

Perbandes badischer Beamten, betr . die Kürzung der Ange-
pelltengehälter , sollen der Regierung zur Kenntnisnahme , Ge¬
suche des Gewerkschaftsbundes der Angestellten und des Zen »
Iralverbandes der Angestellten der Regierung in dem Sinne
empfehlend überwiesen werden, sie möge prüfen , ob im Be¬
reich des Justizministeriums im Vergleich zu anderen Mini¬
sterien richtig eingestuft ist , und ob sich ein besserer Aufstieg
- er Angestellten nach der Gruppe V nicht ermöglichen laste.

Berichterstatter über die gesamte Materie ist der Zentrums -
hbgeordnete Seubert . Nach seinem fast einftündigen Vortrag
folgt der Bericht des Abg . Heid (Soz . ) über den kommunisti¬
schen Antrag auf Ausdehnung der Bestimmungen des Be-
zirksrätegefetzes auf die Angestellten des badischen Staates .

■
' Der Ausschuß beantragt , den obigen Antrag durch die Re¬
gierungserklärung als erledigt zu erklären und ihn abzu»

llehnen, soweit er Schritte verlangt , daß die Angestellten der
Meichsbehörden die Berechtigung zur Wahl von Betriebsräten
'Erhalten.

Die Aussprache
.eröffnet Abg . Dt Wolfhard (Staatsp .) . Er begründet folgenden
Antrag seiner Fraktion :

„Der Landtag wolle beschließen , die Verordnung des Staats -
hninisteriums vom 15. Januar 1931 dahin abzuändern : Den
Mannheimer Landesbeamten und -angestelllen werden, so-
lange die Mannheimer Reichs - und Gemeindebeamten sowie
Angestellten örtliche Sonderzuschläge erhalten , mit Wirkung
.vom 1. Februar 1931 an die durch den Wegfall der örtlichen
Sonderdzuschläge erfolgen Gehaltskürzungen auf die am
1 . Februar 1931 wirksam werdenden neuen Besoldungskürzun¬
gen angerechnet." ^ r ■ ’

. .• Der Redner verweist ,n längeren Darlegungen auf die
eigenartig gelagerten Verhältnisse in Mannheim und auf dm
Tatsache, daß in einer Reihe von pfälzischen Städten noch
heute der fünsprozentige Zuschlag bezahlt wird. Die Erre -
gung in der Mannheimer Beamtenschaft über die fortgesetzten
Gehaltsabzüge sei begreiflich . Es sei keine deutsche Stadt von
der Größe und Bedeutung Mannheims nachzuwersen. wo dte
Landesbeamten in gleich einseitiger Weise behandelt würden .
Die größte Stadt des Landes sollte auch in bezug auf die
Beamtenschaft berücksichtigt werden. Man könne es bei allem
Verständnis für die Schwierigkeiten der Staatsfinanzen auf
die Dauer nicht ertragen , daß die Landesbeamten schlechter
gestellt würden als die Reichsbeamten. Hier eine Wandlung
eintreten zu lassen , entspreche dem Gebot der Gerechtigkeit
und Billigkeit.

Auf Vorschlag des Präsidenten erklärt sich die Mehrheit mit
einer Kontingentierung der Redezeit einverstanden.

Um 7 Uhr abends wird die Beratung abgebrochen .
Freitag vorm. 9 Uhr Fortsetzung.

ch
^ 27. Sitzung .

DZ . Karlsruhe , 27. Febr .
Eingegangen ist eine erneute Förmliche Anfrage der Ratio -

nalsoziälisten zürn FaÜ Gumbel, Sie bezieht sich aus dre Rede
des Ministers Dt Remmele bei den Auseinandersetzungen im
Januar .

'
t t . „ ,

Die Richtigkeit seiner Darstellung wird von den Interpellanten
in verschiedenen Punkten bestritten .

Die Sonderzufchläge für die Mannheimer Landesbeamte«.
Abg. Lechleiter (Komm .) bezeichnet den Abbau der Sonderzu-

schlüge angesichts der teuren Lebensverhältnisie in Mannheim als
eine Ungerechtigkeit gegenüber den unteren Beamten . Er begrün-
det in längeren Ausführungen die kommunistischen Forderungen
zur Gehaltspolitik . Für die Staatsangestellten soll die ßprozentige
Gehaltskürzung aufgehoben werden .

Finanzminister Dr . Schmitt
Finanzminister Dt Schmitt bedauert, daß über die Beamten

in kurzer Zeit so viel herejngebrochen und man gezwungen sei,
ihnen auch die örtlichen Sonderzuschläae zu entziehen . Reichsfinanz,
minister und Reichsrat teilen die Auffassung, daß diese Zuschläge
aus besoldungs- und finanzpolitischen Gründen abzubauen seien.
Das Reich hat allerdings den Ablauf um ei« Jahr hinausgescho-
ben. Im Reichshaushall , der vom Reichstag noch nicht verab¬
schiedet ist, sind für die Sonderzuschläge 15 Millionen eingesetzt.
Wenn nun eine einflußreiche Partei den Antrag gestellt hat, noch
weitere 3—400 Millionen einzusparen, so weiß man nicht, ob
man an obiger Summ « Vorbeigehen kann .

Der Bedeutung Mannheims haben wir Rechnung getragen, als
wir den Sitz der RheinschiffahrtSgefellschaft mit einem Kapital
von 4 Millionen von Köln nach Mannheim brachten .

Dagegen fällt die aus sachlichen Gründen erfolgte , Per -
legung des Tomänenamts nach Heidelberg kaum ins Gewicht .
Wir lassen uns bei all unseren Maßnahmen nur von sach¬
lichen Gesichtspunkten leiten . Im Vordergrund steht das Ge-
samtinterefse des Landes, dem sich die einzelnen Teile und
auch große Städte ein - und unterordnen muffen.

« rme Ausgabe »hu » Deckung !
Man mutz den Willen haben, diesen Grundsatz auszuführen, zu¬mal wir ein Defizit von 3,5 Millionen haben und die Einnahmen

ständig zurückgehen. Das wäre eine schlechte Finanzwirtschaft,wenn wir jetzt eine neue Ausgabe v»u % Million beschließen wür¬
den.

Der Minister schließt : Das Kernproblem ist jetzt nicht da » Be -
amtenpr»ble« , sondern die Arbeitslosigkeit . Hätten wir wirklicheine halbe Million zur Verfügung, so müßten wir sie ausgeben
für di« Arbeitslosen .

Abg. KlauSmann (Komm .) begründet den Antrag auf Ausdeh¬
nung des Betriebsrätegesetzes auf die Staatsangestellten.

Abg. Heid (Soz.) verliest eine den Ausschußbeschlüffen zustim¬mende Erklärung. Damit ist die Aussprache beendet .
Abg. Dt Wolfhard (Stspt .) setzt sich im Schlußwort mit dem

Finanzminister auseinander. Mannheim habe Anspruch auf Be¬
rücksichtigung. Man dürfe nicht vergessen, daß hier di« wirtschaft¬
liche Rot mit am stärksten zu spüren sei. Man vergleiche nur die
ungewöhnlich hohe Arbeitslosenziffer .Es folgt

die Abstimmung
Die Anträge auf Gewährung der örtlichen Sonderzulagen wer-

den mit allen gegen 14 Stimmen abgelehnt . Es fallen auch die
kommunistischen Anträge , während die Gesuche im vorgeschla¬
genen Sinne Erledigung finden.

Abg. Honikel (Ztr .) berichtet darauf über den AntragDr. Schmitthenner betr.
unerlaubte Beschäftigung staatlicher Beamten mit Privat¬

bauaufträgen
Der Haushaltsausschuß empfiehlt , obigen Antrag als durch die

gesetzlichen Bestimmungen und die Stellungnahme des Finanz¬
ministers vom 24. Januar 1931 für erledigt zu erklären.

Abg. Frau Richter (Dntl .) verliest eine Erklärung, die sich ge¬
gen den „Parteistaat " und die den Beamten daraus drohenden
Gefahren wendet .

Ohne weitere Aussprache beschließt das Haus die Zustimmung
zum Ausschußantrage .

Rach Erledigung einer Reihe von Gesuchen persönlicher Natur
im Sinne der Ausschußbeschlüssevertagt sich das Plenum auf un¬
bestimmte Zeit . Schluß >- 12 Uhr .

Sahvvlattbefvvechuttsett
mit dev AetthSbah «

In Karlsruhe fanden unter dem Vorsitz von ReichsbahnoberratFingado Aussprachen mit den Vertretern der oberbadischen Han¬delskammern und der Verkehrsverbände über den Jahresfahr¬
plan 193D32 statt.

Wenn auch im Hinblick auf den starken Verkehrsrückgang , den
die Wirtschaftskrise gebracht hat, sich die Reichsbahn nicht in der
Lage sieht, die vielen Wünsche nach Mehrleistungen zu befriedi¬
gen , so konnten die äußerst dankenswerten Bemühungen der
Reichsbahndirektion Karlsruhe noch sehr wesentliche Berbefferungendes Fahrplanes, namentlich für den Fernverkehr erreichen . Die
Schnellzüge D 85/86 erhalten in Karlsruhe unmittelbaren An¬
schluß an die Linie Paris —Prag und vermitteln dadurch eine
günstige Verbindung nach und von Stuttgart und Nürnberg. Rach
diesen Verkehrsgebieten wird eine weitere günstige Fahrgelegen¬
heit durch Angleichung der Fahrzeiten des D 307 und des D 83
geschaffen. Wichtiger noch für die Reisenden aus dem Oberland
ist die mit D 269, D 159 und D 113 hergestellte Verbindung nach
Stuttgart und Nürnberg, die im sommervertehr zur Durchfüh¬
rung gelangt . Sehr willkommen sind sodann die vorgesehenen
Verbesserungen der Verbindungen nach der Schweiz sowie die
sehr wesentliche Verkürzung der Fahrzeiten nach und von Hollandmit D 307/308, von Berlin und Hamburg mit D 86 sowie von!
Breslau und Dresden mit D 2 . Das badische Oberland wird es
dankbar begrüßen , daß die langersehnte ganzjährige Führung der
Nachmittagseilzüge E 73/74 Basel — Lindau— Basel nunmehr
Wirklichkeit wird .

Verleihung der Rettungsmedaille
Das Staatsministerium hat dem Fräulein Margarete Mei¬

ster in Eberbach , das unter eigener Lebensgefahr einen jun¬
gen Mann vom Tod des Ertrinkens gerettet hat, die badische
Rettungsmedaille verliehen.

Die Staustufe Neckarstcinach
Die Arbeiten an der Staustufe Neckarsteinach sind so weit

gediehen, daß am kommenden Sonntag ein Probestau vorge¬nommen werden soll. Ergeben sich dabei keine Beanstandun »
gen, so bleibt der Stau und die Schiffe nehmen von da an
ihren Weg durch die Schleuse .

Der Au - bau des Rheins Bafel - Schaffhausen
hat in Schaffhausen die technische Unterkommission der badisch¬
schweizerischen Komntission beschäftigt. Diese prüfte auch das Boß-
hardtsche Konzessionsprojekt für ein neues Rheinkraftwerk Schaff¬
hausen . Der Gesamtanlage wurde zugcstimmt .

Der neuernannte Heidelberger Stadt -Oberschulrat Oskar Hof¬
heinz steht im 57. Lebensjahre und stammt aus Spöck b. Karls¬
ruhe, Er trat 1893 in den badischen Schuldienst ein, war zuerst
in Konstanz und Freiburg und ab 1903 als Hauptlehrer an den
Heidelberger Volksschule tätig. Im kommunalen Leben , wie im
politischen, als Mitglied der Staatspärtei , steht Hofheinz mit an
erster Stelle . Dem Heidelberger Bürgerausschutz gehört er seit
1912 , dem Stadtrat fest 1919 und dem Badischen Landtag seit der
Umwälzung an. Seit 1920 ist Hofheinz Obmann des Badischen
Lehrervereins. *

Ber Bürgrrausschutz in Walldürn hat einstimmig den Vertrag
betr. das künftige Realgymnasium Büchen -Walldürn genehmigt .

&tme «arbvichten « rS Baden
Der Bürklr-Prvzrß in Freiburg ^Wohin die Millionen des Kaufmanns Lieber kamen

Freiburg, 27. Febr. Die Verhandlung des dritten Tags im
Bürkle-Prozetz umfaßte, wie schon gemeldet, die mit Spannungerwartete Vernehmung des Hauptzeugen , des Kaufmanns Lieber
aus Lugano , der bekanntlich rund 2 Millionen Schweizer Franken
bei dem Zusamenbruch der Bürkle -Bank verloren Hat . Aus seiner
Vernehmung ist noch nachzutragen :

Als Lieber zu Beginn des Jahres 1929 von Basel die Mittei¬
lung erhielt , daß in der Bürkle -Bank etwas im Gange sei, kün¬
digte er seine Einlagen und berief in der Person des Prokuristen
Hahn einen Vertrauensmann bei der Bürkle -Bank . Dieser gab
ihm bald darauf eine Bilanz auf 31 Dez. 1928, aus der sich eine
Verschuldung vvn 1,4 Millionen Reichsmark ergab, die entstanden
sei durch die persönlichen Geldentnahmen der beiden Bankinhaber.
Diese hätten an manchen Tagen 10 —20 000 JM aus der Kaste
genommen , Summen also, die man in Freiburg unmöglich in
kurzer Zeit verbrauchen konnte. Es wurde dann zwischen Lieber
und der Bürkle - Bank ein Vertrag abgeschlossen . der eine Sanie¬

rung des Unternehmens vorsah. Lieber lieh zu diesem Zweck eint
Summe von 500000 Dir, die als stille Reserve in die Bilanz ein-

„ getragen wurde, damit die Reichsbank bei Diskontierung von Wech¬
seln keine Schwierigkeiten mache. Die Berichte über die 'Bürkle-
Bank wurden aber immer ungünstiger und als die nächsten An¬
gehörigen des Bürkle sich weigerten , sich an einer Stützungsaktion
zu beteiligten , verlangte Lieber endgültig die Erfüllung seiner
Forderung auf Zurückzahlung seines Kapitals. Damit war da-
Schicksal der Bürkle-Bank endgültig besiegelt, die im November
1929 ihre Schalter schloß .

Es stellte sich dann heraus, daß die Lieber als Sicherheit über¬
gebenen Grundschuldbriefe in Basel sämtlich verpfändet waren.
Bürkle bezeichnete Lieber als einen großen « -pekulanten , was die¬
ser aber energisch zurückwies ; er habe in seinem ganzen Leben
nicht spekuliert , gtiüjer war Lieber in Straßburg ansässig, wo er
ausgewiesen wurde. Einen großen Teil seines Vermögens erwarb
er sich durch Militärlieferungen während des Krieges .

DZ. Mannheim » 27. Febr. Im Laufe des Donnerstag nach-
mittags durchzog eine 9 Mann starke Polizeipatrouille zu Pferd
die Straßen der Stadt , um etwaigen Störungsversuchen von
Ruhe und Ordnung zu begegnen. Wie bis in die späten
Abendstunden bekannt wurde, wurde das Eingreifen der berit¬
tenen Polizisten nirgends erforderlich. Die Behörden versu¬
chen, Unruhen , wie sie sich am Mittwochnachmittag und am
Abend auf den Straßen abspielten, unter allen Umständen zu
vermeiden.

bld . Heidelberg , 26. Febr. Im Prozeß Schulten wurde am
Donnerstag nachmittag 4 Uhr das Urteil gefällt . Das Schwur¬
gericht verurteilte Frau Schulten wegen fahrlässigen Falscheids
und Vergehens gegen die Konkursordnung zu insgesamt 1 Iah «
5 Monaten Gefängnis . 8 Monate Untersuchungshaft werden an¬
gerechnet . Ter Angeklagte Eisenbeis wurde wegen Beihilfe zum
Bankerott und Beihilfe zur Unterschlagung zu 6 Monaten 1 Woche
Gefängnis verurteilt , die durch die Untersuchungshaft als verbüßt
gelten. Die Eheftau Eisenbeis wurde gleichfalls wegen Beihilfe
zum Bankerott und wegen Vereitelung der Vollstreckungzu 1 Mo-
nat Gefängnis verurteilt . Die Haftbefehle gegen Frau Schulten
und Eisenbeis wurden aufgehoben.

DZ . Heidelberg, 27. Febr . Vor dem Schnellrichter wurden
7 Angeklagte der kommunistischen Partei verurtilt , die bei dem
„Hungermarsch " am Montag festgenömmen wurden. Die An¬

klagen beruhten auf Auflauf , Beleidigung und Widerstand.
Drei der Angeklagten wurden zu je 3 Wochen Gefängnis we¬
gen Auflaufs und Widerstands, drei Angeklagte zu je 12
Tagen Gefängnis wegen Auflaufs und ein Angeklagter we.
gen Beleidigung eines Schutzmanns zu 3V Reichsmark Geld¬
strafe bzw . 6 Tage Gefängnis verurteilt . Der Hauptangeklagte
wollte auf einen Zeugen losgehen und wurde sofort wegen
ungebührlichen Verhaltens vor Gericht mit 2 Tagen Haft be¬
straft und abgeführt .

DZ . Offenburg, 26 . Febr . Das Schwurgericht hat den bereit-
mehrfach vorbestraften 58jährigen praktischen Arzt Dt Leo Harter
wegen Abtreibung mit Todesfolge zu zwei Jahren Zuchthaus und
fünf Jahren Ehrverlust verurteilt.

bld. Niederschopfheim b. Offenburg, 26 . Febr. Der hundertste
Geburtstag des ältesten deutschen Infanteristen , des Landwirts
Philipp Roth wurde hier von der ganzen Gemeinde begangen .
Am Abend vor dem Geburtstag brachte der Militärverein dem
Hochbetagten ein Ständchen; am Festtag selbst war Dankgottes ,
dienst . Der Erzbischof hatte ein Glückwunschschreiben und ein
praktisches Geschenk gesandt . Weiter wurden bei der anschließen¬
den Gemeindeversammlung Glückwunschschreiben des badischen
Staatspräsidenten , des Kriegerbundes , des kath . Stiftungsrates und
der Gemeinde verlesen , die ebenfalls Geschenke überreichen liehen .
Beim Festessen wurde ein Brieftelegramm des früheren Kaisers
verlesen , außerdem trafen viele Glückwunschtelegramme, z. T . aus
Norddeutschland ein .

DZ . Freiburg i. Br ., 26 . Febr. Der Allgemeine Studentenaus¬
schuß Freiburg hielt gestern eine Protestversammlungab, die von
etwa 400 bis 500 Studenten besucht war. In ihr wurde nach einem
Referat eines Heidelberger Studenten die gleiche Entschließung
angenommen wie in Karlsruhe.

ERB . Freiburg i. Br ., 26. Febr. An der von Kapitän Wil«
kins und dem Ameritaner Ellsworth in Aussicht gerummenen
transarklifchen Unterseeboot -Expedition wird der in Freiburgi. Br . ansässige Dr . Bernhard Billinger teilnehmen, der erst vor
kurzem für den wissenschaftlichen Stab der Expedition gewonnenwurde. Dr. Villinger leitete schon als 24jähriger die Schlitten-
expedision zur Rettung der im Eismeer verunglückten Schröder -
Sttanz - Expedition. 1926 leitete er mit Helmer Hanssen eine Ex¬
pedition nach Spitzbergen und Grönland, auf der unter seiner
Regie der bekannte Polarfilm „Milak , der Grönlandjäger" ausge¬
nommen wurde. Dreimal sicherte er sich die Skimeisterschaft für
den Schwarzwald und gewann auch den Titel „Deutscher Akade¬
mischer Stimeifter ". Bekannt ist sein Name auch geworden als
Alpinist und Mitarbeiter der wundervollen Skifilme (Wunder des
Schneeschuhs usw . ) . Die eigentliche Fahrt soll bekanntlich AnfangJuli von Spitzbergen aus angetteten werden .

Kandel und wletschatt
Berliner Devisennotierungen

27 . Fcbriiar 26. Fktruar
Velo « rt,l S>«td « rir ,

Amsterdam 100 G. 168 .58 168.92 168.61 168.96
Kopenhagen 100 Kr. 112.41 112.63 112.44 112.66

22 .045Italien — . 100 L. 22 .0t 22 .05 22.005
London . . 1 Pfd . 20.417 20 .457 20.42 20 .46
New Bork 1 D. 4.2030 4.2110 42040 4 .2120
Paris . , . 190 Fr . 16.468 16.508 16.469 16.509
Schweiz . . 100 Fr . 80 .91 81 .07 80.90 81 .14
Wien 100 Schilling 59.06 59.18 69.075 59.195
Praa . . . 100 Kr. 12.451 12.471 12.451 12.471

Von den Börsen
Das Börsengeschäft der Berichtswoche stand mach dem Stande

vom 26. Febr .) im Zeichen der Vorbereitungen für den Liquidations¬
tag . Die Baissepositionen scheinen völlig abgebaut zu sein , die Ku -
lisse brachte zur Lösung ihrer Hausseengagements Material an den
Markt , so daß sich kleine Abschwächungen ergaben, die zunächst
bei bemerkenswert widerstandsfähiger Haltung durch Erholungen
wieder aufgeholt wurden, so daß am Dienstag teilweise neue
Höchstkurse für 1931 zu verzeichnen waren. Die beiden letzten
Berichtstage brachten allerdings Abschwächungen , so daß teilweisedas Niveau der Vorwoche nicht gehatten werden konnte . Hierbei
waren ausschlagebend neue Bankinsolvenzen, insbesondere die der
Firma Carsch & Co., Berlin . Bankwerte , insbesondere Danat -
bank (134,5 ; 135 ; 134) konnten sich knapp behaupten. Dagegen
konnten Reichsbankanteile (246 % ; 254,5: 251) auf angebliche
Amerikakäufe kräftig aufholen . Am Schiffahrtsmarkte trat nach
der Erholung am letzten Donnerstag eine leichte Abschwächung
ein . Am Elektromarkte lagen AEG um 1 —2 Punkte schwächer ,
während Siemens & Halske unter Schwankungen (179,5; 182,6;
179 % ) Kurssteigerungen erfuhren. Deulsche Linol, die letzte
Woche mit 106 % abgeschlossen , waren abgeschwächt (103 ; 97 % ;993/s ), weil angeblich die Unterbringung eines Großaktionärpake -



tes erneut Schwierigeiten bereitet. Am Kalimarkt trat allmählicheine Beruhigung ein. Die Kurse liegen allgemein unter hem
Niveau der Bvrwoche. Berger Tiefbau erreichten mit 241 (in der
Vorwoche 235 % ) einen neuen Jahreshöchstkurs. Der Renten¬
markt hatte kleines Geschäft und Nachfrage nach Auslaudswerten.

MehlpreiSerhöhung. Die Süddeutsche Mühlenvereinigunghat — wie aus Mannheim gemeldet wird — den Preis für
Weizenmehl Spezial 0 um weitere 25 Rpf. auf 44 RM . pro100 Kilogramm erhöht.

Aus dev Landeshauptstadt
Sein 80 . Lebensjahr vollendete am Donnerstag Generalleut¬

nant a . D . Eduard Fritsch. In Karlsruhe, seiner Gcburtsstadt,hatte er f îtte militärische Ausbildung erfahren und er war zuerstSekondeleutnant im damaligen Gr . Bad. Leibgrenadierregt ., in
dem schon sein Vater 1812 in Rußland mitgekämpft hatte. In
diesem Regiment machte er auch dann den Feldzug 1870 mit, in
dessen Verlauf er schwer verwundet wurde. In seiner späteren
militärischen Laufbahn war er in. verschiedenen norddeutschen Regi¬mentern, ferner Major im 7. Bad. Jnf .-Regt . 142 . Fm Jahre1914 wurde er auf sein Ansuchen wieder verwendet , war Kom¬
mandeur der 14 . Landwehrinfanteriebrigade und machte u. a. die
Kämpfe bei Verdun und in Galizien mit . 1918 wurde er mitdem Charakter als Generalleutnant verabschiedet und lebt seitdemin Karlsruhe .

Der Wintersportsondeczu , verkehrt auch am Samstag , dem28. Februar Mannheim ab 14 .30 über Schwetzingen. — Hei¬
delberg ab 14 .33, Karlsruhe ab 16 .00, Offenburg an 17.25, im
Anschluß nach Freiburg und der Schwarzwaldbahn .

Festnahme renitenter Kommunisten. Gestern wurden drei junge
Kommunisten aus Daxlanden die an dem Widerstand gegen die
beiden Polizeibeamten in der Kriegsstraße am Mittwoch abend
beteiligt waren, verhaftet. Die Täter wurden ins Gefängnis ein¬
geliefert, von wo sie dem Schnellrichter vorgeführt werden .

Badisches Landestheater . Nachdem im Schauspiel neben den
Klassikern „Wilhelm Tell " und „Emilia Galotti " ein leich¬teres Lustspiel „Sturm im Wasserglas " einstudiert worden
war , sollte jetzt wieder an ein großes Stück herangegangenwerden. Es war zunächst Shakespeares „Julius Cäsar " in
Aussicht genommen worden. Nach dem großen Erfolg des
neuen Werfel -Dramas „Das Reich Gottes in Böhmen" , ent¬
schloß sich jedoch die Theaterleitung , dieses Stück vorzunehmenund hatte die Aufführung bereits für den 14. März an Stelle
von „Julius Cäsar " geplant . Eine bedauerliche Erkrankungim Personal zwingt nun leider dazu, den Termin für diese

Erstaufführung des sehr schweren Stück» um einige Wochen
hinauszuschieben und die Zwischenzeit mit einem neuen Lust¬
spiel auszufüllen , neben dem gleichzeitig ein neuer musika¬
lischer Schwank für das Konzerthaus einstudiert wird. Es
gelangt im Landestheater das Lustspiel „Sylvia kauft sich eine»
Mann " von Alexander Engel zur Aufführung , im Konzerthausder Schwank mit Musik „Meine Fra «, da» Kränket«" von
Zerlett , Musik von Hermann Beutten .

Wetterbericht der Bad. Landrswetlerwart « Karlsruhe von heute
morgen : Bei zeitweiser stürmischer Luftzufuhr aus Westen ist in
mittleren Lagen bis etwa 1000 Meter hinauf vorübergehend Tau -
wetter mit Regen eingetreten. Da aber von Nordwesten jetztetwas kühlere Luftmassen heranrücken , werden die Temperaturenim Gebirge größtenteils wieder unter Null sinken. Im übrigen
steht unbeständiges Wetter mit weiteren Niederschlägen bevor . —
Boraussage: Unbeständig , zeitweise Niederschläge (im Gebirge
Neuschnee), leichter Temperaturrückgang, schwache westliche Winde .

Wafferstände : Waldshut 200 plus 1, Basel plus 25 plus 33,
Schusterinsel 89 plus 28 , Kehl 213 plus 6 , Maxau 383 plus 5f
Mannheim 267 minus 3, Caub über 200 Zentimeter.

Staatsauzeigee
Bekanntmachung.

Beiträge für die land - und forftwirt -
schaftliche Unfallversicherung.

Im Jahre 1930 betrug der Aufwand der Badischen land-
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft nach dem
Rechnungsabschluß :

vorläufigen
1. Unfallentschädigungen
2 . Kosten der Unfalluntersuchungen , Feststel-

4 396 268 OM

lung der Entschädigungen 250 332 OM
3. Kosten des Rechtsganges 40 050 OM
4. Unfallverhütungskosten -
5. Persönliche und sachliche Verwaltungs -

12 278 OM

kosten 282 714 OM
6. Hebgebühren 236 400 OM
7 . Einlage in die gesetzliche Rücklage 20000 OM
8. Ausfälle — uneinziehbare Beiträge —
9. Abfindungen für Unfallrenten zum Erwerb

120 000 OM
von Grundbesitz oder zur wirtschaftlichen
Stärkung von Grundbesitz — Zweite Ber -
ordnung vom 10. Februar 1928 (RGBl . I

S . 22 ) - i- 50 000 OM

Außer diesen Aufwendungen im Gesamt¬
beträge von 5 408 042 OM

Übertrag 5 408 012 7?)f
müsse « den durch Umlage aufzubringenden Be¬
trägen zugeschlagen werden :

10. Zur Verstärkung des Betriebsfonds , und
zwar :
a) zur Ansammlung eines Fonds zur

teilweisen Bestreitung der an die Zen¬
tralpostbehörden abzuführenden Post-
vorschüffe — sogenannte Postbetriebs¬
fonds — 500 000 OM

b ) zum Betriebsfonds für
laufende Verwaltung 50 000 OM 550 000 OM

An diesem Aufwand von 5 958 042 OM
sind gedeckt durch Einnahmen :

Zinsen aus Beständen des Betriebsfonds ,
aus Strafgeldern , Einnahmen aus Ent -
schädigungsersatzansprüchen und sonstige
Einnahmen '39 579 OM

Es sind daher für das Jahr 1930 insgesamt 5 918 463 OM
von den Genossenschaftsmitgliedern durch Umlage zu erheben.Die Gesamtzahl der für das Gebiet der Genossenschaft ab¬
geschätzten Arbeitstage beziffert sich bei 270 840 umlagepflich-
tigen Betrieben auf 60 205 000 und die Gesamtsumme der hier¬aus berechneten Arbeitswerte auf rund 166 800 000 OM.

Demgemäß ist vom Vorstand der Berufsgenossenschaft der
zur Aufbringung der umzulegenden Summe zu entrichtende
Beitrag auf 3,56 OM

— Drei Reichsmark 55 Oipf —
für je 100 OM Arbeitswert festgesetzt worden.

Gemäß § 57 der Verordnung vom 31 . Dezember 1912
(GBBl . S . 479 ) wird dies zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Karlsruhe , den 26. Februar 1931 .
Badisches Landesversicherungsamt .

vr Klotz .

Vevsonellev Teil
Ernennungen , Versetzungen , Zurruhesetzungen usw .

der planmätzigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Versetzt :
Landrat Josef Roch in WaDkirch nach Offenburg.

Ernannt :
Regierungsrat vr . Franz Schühly beim Bezirksamt in Heidel¬

berg zum Landrat in Waldkirch.

Serien - Tage !
| j 90 >

95 &

Wir bieten auch während dieser Ver¬
anstaltung, unserem Grundsatz getreu,
nur gute , gebrauchsfähige Waren !

1,45 HERMANN TIETZ
L.2

KARLSRUHE

Vadisthes
Verfasttrnssiiecht

ttttf tgtiwlllg ltltigg ll

herausgegeben von

l > r . AmI SßpBne »
Verwaltungsgerichtshofpräsident i. R .

Zweite »»llsttndig »«ubeardeitetr Auflage
1930

XII , 420 Seiten . Preis 21 m .

Wenn man berücksichtigt, daß Glöckner sämtliche Gesetzeund Verordnungen bis einschließlich der Geschäftsord¬
nung de» Landtags vom 21 . Nov . 1929 in seinem Werke
mitverarbeitet hat, dann wird auch jedem Laien die
Attualität dieses Buches offenbar . Wer sich für die
weitverzweigten Probleme von Politik und Staatsrecht
interessiert, dem bedeutet Glöckners Berfaffungsrccht
geradezu eine Fundgrube . Auch die Büchereien von
Vereinen, Gewerkschaften und anderen Körperschaften
sollten sich btefe » „Standard work " eine» unserer ausge¬
zeichnetsten VerwaltungSjuristen nicht entgehen lassen .

Seelas G. Bvann, ^ aelSvrrhe
Durch BezirkSratsentschließung vom 13. Januar 1931

wurden gemäß 88 3 und 5 des Ortsstraßengesetzes die
Straßen » und Baufluchten in dem Gebiet des ehe¬
maligen GotteSauer Exerzierplatzes in Karlsruhe nachdem Antrag des Stadtrats vom 14. August 1930 und
nach dem ihm angeschloffenen Plan für festgestellterklärt. 91 .314

Das Nähere ergibt stch aus dem Plan , der 14 Tage
lang, vom Tag der Bekanntmachung an , auf der Kanzleide» Städt . Tiefbauamts zur Einsicht aufliegt .

Karlsruhe , den 19 . Februar 1931. OL25
Badische» Bezirksamt II .

Bei der Berbandsrevision des Badischen Sparkassen - u.
Giroverbandes in Mannheim ist sofort die Stelle eines

Verbandsrevisors
zu besetzen . Besoldung erfolgt je nach Alter, Aus¬
bildung und Erfahrung nach Gruppe VIII oder IX
der alten B .O. Gesucht wird tüchtige, in allen Zweigen
des Rechnungswesens sowie der einschlägigen Gesetz¬
gebung und besonders im Revisionswesen bewanderte
Kraft . Bewerbungen mit selbstgeschriebenem Lebens¬
lauf unter Angabe der GehaltSansprüchebis 10 . III . 1931
erbeten. L. 1

Wir werben für Sie !

Hypothekenablösung
Inländische Privatkasse gibt
Gelder, lange unkündbar ,
volle AuSzahlg., Verhältnis-
mäßig niedrige Jahreslei¬
stung, auch für Neubauten .
Keinerlei Vorauszahlung .
Gefl. Offert , unt . R . K . 5202
an „Otntcg", A -E., Frei¬bur, i » r. K1000

MW« LandestheM
Samstag , den 28 . Febr^1931
*E 17. Th -Gem. IHS .- Gr.2. Hälfte und 501 — 600

Neu einstudiert

Der MjelUllvM
Bon Richard Strauß

Dirigent : Krips
Regie : vr . Waag

Mitwtrkende :
Blank, Fanz , Fifchbach ,
Haberkorn, Jank , Lackner ,
Seiberlich, Winter , Bauer ,
Hellmuth, Motfchmann,
Fürstenau , I . Grötzinger,
Kalnbach, Kiefer, Löser,
Nentwig, Oerner , Schuster,Arras , Dose, Frohmann ,G Grötzinger, Kilian, Klein¬
bub, Lindemann , Meyer,
Ragel,Plachzinskh,Rivinius

Schäfer , Schmitt
Anfang 19 ' /, - Ende geg . 23

Preise C (1—7 .m )
So . 1 . 3 . Rachm : Emilia
Galotti . AbdS . : Die Huge¬
notten . Im Konzerthaus :

Keine Vorstellung.

Sparkasse Hretteu
Bilanz ans 31. Dezember 1930

Karderaage « out
1. Kaffenbestand . . . . 26 853,482. Guthaben bei Bank «

und Postscheckamt . . 319 444,033. Wechsel . . 66 762,194. Darlehen a . Hypotheken 2 526 519,805. Darlehen auf laufende
Rechnung . 1290 792,986. Darlehen auf Schuld-
scheine an Private . . 210 842,587. Darlehen auf Schuld¬
scheine an Gemeinden . 319 027,108. Betriebsfonds bei d-Bad-
Komm- Landesbank - . 122000,—

9 . Wertpapiere . . . . 319 900,—
10. Güter - und HauSkauf-

fchillinge . 21557,—
11 . Faustpfand . . . . 40000,—
12. SufwertungS -

focberungen . . . . 1933 695,74
13. Einnahmerückstände. . 56131,77
14. Stückzins . 41 343,10
15. Vertoaltungs - u - andere

Gebäude , Feuervers--
Anschlag 151400,— . 55 001, —

16 . Gerätschaften . . . • 1,—
7 349 871 .77

Berdiadttchkei »«« XS
1 . Spareinlagen . . . . 4 456149,312. Aufwertungseinlagen . 1785 660,443 . Giro- und Kontokorrent¬

einlagen . 238 503,284. Pfennigsparkaffe . . . 331,90
5 . Aufwertungsfond » ; . 514 966,25
6. Reinvermögen . . . . 354 260,59

7 349871,77

Berechnung der Rücklagen :
Die Rücklagen betragen 5 °/, aus dem Gesamteinlagenbestandvon 6 480 313 X#, . = 324 016 X*

Brette « , den 9. Februar 1931 .
Der Verfitzende des Perwaltungsrat » ,

Schemen « u-

« .312
Der « esch»ft»letterr

Mater .
Druck G . Braun , Karlsruhe .
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